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POLITISCHER KOMMENTAR 
DER IP SCHWEIZ 

zu den eidgenössischen Abstimmungsvorlagen vom  
29. November 2020 
 

«Fortschritt besteht nicht in der Verbesserung dessen, was war, sondern in der Ausrich-

tung auf das, was sein wird.» 

Khalil Gibran 

 
 

1 – Volksinitiative «Für verantwor-
tungsvolle Unternehmen – zum 
Schutz von Mensch und Umwelt» 
(Konzernverantwortungsinitiative) 

Was die Vorlage will: Die Initiative verlangt, dass der Bund 

gesetzliche Massnahmen trifft, damit Unternehmen mit Sitz in 

der Schweiz auch bei ihren Tätigkeiten im Ausland die interna-

tional anerkannten Menschenrechte sowie die internationalen 

Umweltstandards einhalten. Die gleichen Bestimmungen sol-

len auch für die von ihnen kontrollierten Unternehmen im Aus-

land gelten. Auf die Bedürfnisse kleiner und mittlerer Unter-

nehmen soll dabei Rücksicht genommen werden.   

Im Besonderen sollen die Schweizer Unternehmen zu einer 

Sorgfaltsprüfung verpflichtet werden. Diese beinhaltet, dass 

die Unternehmen 

− tatsächliche und potenzielle Auswirkungen auf die inter-

national anerkannten Menschenrechte und die Umwelt er-

mitteln, 

− geeignete Massnahmen zur Verhütung von Verletzungen 

von Menschenrechten und Umweltstandards ergreifen, 

− bestehende Verletzungen beenden und Rechenschaft über ergriffene Massnahmen ab-

legen. 

Zudem sollen die Schweizer Unternehmen für den Schaden haften, den durch sie kontrol-

lierte Unternehmen durch Verletzung von Menschenrechten oder Umweltstandards verur-

sacht haben, es sei denn, sie können nachweisen, dass sie die verlangte Sorgfaltsprüfung 

durchgeführt haben.  

Themen 3/20 

− Volksinitiative  

«Für verantwortungs-

volle Unternehmen – 

zum Schutz von 

Mensch und Umwelt»  

(Konzernverantwor-

tungsinitiative) 

− Volksinitiative «Für ein 

Verbot der Finanzie-

rung von Kriegsmateri-

alproduzenten» 
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Das integrale Zukunftsbild: In einer integralen Gesellschaft wird ein Unternehmen als 

lebendiger Organismus wahrgenommen und dient mit seiner Unternehmensaufgabe dem 

Allgemeinwohl. Ein Unternehmen nimmt seine Verantwortung gegenüber der Mitwelt 

wahr und wirtschaftet transparent und überschaubar. Dadurch entstehen Klarheit, Sicher-

heit und Freude. Das wiederum fördert die Eigenverantwortung der Mitarbeitenden. So 

fühlen sie sich innerhalb des Unternehmens wie auch mit den Menschen ausserhalb verbun-

den. Das erhöht ihre Achtsamkeit für Menschenrechte und Umweltschutz.  

 
Abstimmungsempfehlung: JA 

 
Unsere Überlegungen dazu: 

1. Die Annahme der Initiative bedeutet eine Verbesserung für das Wohl und die Gesund-

heit von Menschen und Natur.  

2. Die Annahme der Initiative stärkt die Transparenz und macht es für Konzerne schwie-

riger, Verletzungen von Menschenrechten und Umweltstandards zu vertuschen oder die 

Verantwortung abzuschieben.  

3. Die Annahme vereinfacht es, gegen Verletzungen von Menschenrechten und Umwelt-

standards vorzugehen, da die Massnahmen gesetzlich verankert sind.  

4. Die Annahme stärkt die Haltung des Bundesrats, welcher der Einhaltung der Menschen-

rechte und dem Schutz der Umwelt einen hohen Stellenwert einräumt. 

5. Mit der Annahme kann jede Person einen Teil ihrer persönlichen Verantwortung gegen-

über der Mitwelt wahrnehmen.  

6. Die Annahme entspricht der Schweizerischen Bundesverfassung. Bereits in der Präam-

bel steht «Das Schweizervolk und die Kantone, in der Verantwortung gegenüber der 

Schöpfung, […] im Bewusstsein der gemeinsamen Errungenschaften und der Verant-

wortung gegenüber den künftigen Generationen, […] geben sich folgende Verfassung». 

In Art. 2 Abs. 4 wird als Zweck zusätzlich erwähnt, dass sich die Schweiz «für die dau-

erhafte Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen und für eine friedliche und ge-

rechte internationale Ordnung.» einsetzt.  

7. Eine Ablehnung der Initiative wäre eine verpasste Chance, zumal inzwischen aufgezeigt 

wurde wie viele Verletzungen von Menschenrechten und Umweltstandards seit der Ein-

reichung der Initiative (10. Oktober 2016) veröffentlicht und den Menschen ins Be-

wusstsein gerufen worden sind.  
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2 – Volksinitiative «Für ein Verbot der Finanzierung 
von Kriegsmaterialproduzenten 

Was die Vorlage will: In der Schweiz sind die Produktion und die Ausfuhr von Kriegs-

material wie Pistolen, Sturmgewehren und Schützenpanzern streng geregelt. Die Finanzie-

rung und die Herstellung von Atomwaffen, biologischen und chemischen Waffen, Perso-

nenminen und Streumunition sind gesetzlich verboten, wie auch der Handel mit diesen 

Waffen. Jedoch dürfen Institutionen wie Banken, Pensionskassen oder die AHV/IV in in-

ternational etablierte Aktienfonds investieren, in denen teilweise Aktien von Unternehmen 

enthalten sind, die neben zivilen Gütern auch Kriegsmaterial, zum Beispiel Atomwaffen 

oder Teile davon produzieren.  

Das Initiativkomitee will das Finanzierungsverbot nun auf jegliche Art von Kriegsmaterial 

ausweiten: Zum einen sollen Kriegsmaterialproduzenten keine Kredite mehr erhalten; zum 

anderen soll auch der Besitz von Aktien von Kriegsmaterialproduzenten und Anteilen an 

Fonds, die solche Aktien enthalten, verboten werden. Als Kriegsmaterialproduzenten wür-

den gemäss Initiative alle Unternehmen gelten, die mehr als 5 Prozent ihres Jahresumsat-

zes mit der Herstellung von Kriegsmaterial erwirtschaften. Überdies soll sich die Schweiz 

dafür einsetzen, dass dieses Verbot weltweit für Banken und Versicherungen angewendet 

wird. 

 

Das integrale Zukunftsbild: In einer integralen Gesellschaft werden die Gelder, die 

der Allgemeinheit gehören, zum Nutzen und Wohl der Allgemeinheit eingesetzt. Geld wird 

aus dem Vertrauen heraus verwendet, dass genug für alle da ist. Die Erwirtschaftung der 

Altersvorsorge wird aufgrund hoher ethischer und moralischer Standards erreicht.  

 
Abstimmungsempfehlung: JA 

 
Unsere Überlegungen dazu: 

1. Weiterhin öffentliche Gelder in die Kriegswirtschaft zu investieren, ist ethisch heikel. 

Das Anliegen der Initianten ist daher deutlich und unterstützenswert. Die Initiative geht 

einen Schritt in Richtung Transparenz der Geldflüsse in der komplexen Finanzwelt. 

2. Wir sind uns bewusst, dass nach Annahme der Initiative die Gelder der Nationalbank, 

von Pensionskassen und anderen Investoren der Kriegsproduktion sich möglicherweise 

andere, intransparente Wege suchen werden. Dies ist aber für uns kein Grund, auf die-

sen kleinen Schritt zu verzichten, den die Initiative in Richtung integrale Gesellschaft 

bewirken kann.  

3. Der Umgang mit dem Geld von uns allen impliziert ein hohes Verantwortungsbewusst-

sein der damit betrauten Organe. Dass aus dem Kriegsgeschäft resultierende Gewinne 

unsere Altersvorsorge mitgestalten, schafft eine untragbare Situation für viele Bürger-

Innen. Pensionskassen sollen sich nicht über Einnahmen aus dem Verkauf von Kriegs-

material finanzieren. 
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4. Gemäss juristischer Auslegung des Initiativtextes werden der Finanzplatz Schweiz wie 

auch die kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) bei der Annahme der Initiative 

nicht geschwächt werden. Auch die Renten der AHV/IV und der Pensionskassen kön-

nen weiterhin ausbezahlt werden. 

 
Das besondere Anliegen der IP:  

In einer integralen Gesellschaft stellt die Wirtschaft (wie der Finanzsektor) ihre Aktivitäten 

in den Dienst der menschlichen Gemeinschaft und unserer Mitwelt. Die Wirtschaft wird so 

zu einer wichtigen Grundlage bei der Schaffung einer neuen Gesellschaft. So betrachtet 

können bei einer Annahme der Initiative bestehende Geldflüsse teilweise neu reguliert wer-

den. Das allein schafft jedoch die Transformation hin zu einer Integralen Gesellschaft noch 

nicht.  

Die Menschen in einer Integralen Gesellschaft achten ganz natürlich die Bedürfnisse jeder 

Generation. Das Grundeinkommen entlässt die Tendenz zur Armut und ermöglicht, zuver-

sichtlich Lösungen für anstehende Herausforderungen gemeinsam zu generieren.  

 

Die neue Wirtschaft verhält sich konstruktiv, das heisst verantwortungsvoll, qualitätsbe-

wusst, kooperativ und kreativ gegenüber allen Menschen und der gesamten Mitwelt. 

 

Wir laden ein, das Konzept «Bundesamt für Frieden» zu lesen. Dort finden sich detaillierte 

Fakten und einen Einblick in den langfristigen Plan, wie die langjährige Friedenstradition 

der Schweiz sich weiterentwickeln kann zu einer Friedenskultur, die weltweit vernetzt ist. 

Dazu existiert ein einsehbares Positionspapier «Integrale Friedensarbeit». 

 

 

Erklärung zum Vorgehen und zum Ziel des Politischen Kommentars 

Der politische Kommentar der IP Schweiz ist das Ergebnis eines Prozesses, mit dessen 

Hilfe integrale Positionen zu eidgenössischen Abstimmungsvorlagen gefunden werden. 

Dabei wird ermittelt, ob eine Vorlage einen Schritt in die Richtung einer Vision einer in-

tegralen Gesellschaft bedeutet, das heisst, einen Beitrag zur Transformation der Gesell-

schaft leistet, oder ob das Anliegen nur eine sich im Kreis drehende Variante des Bestehen-

den ist. Die Vorlagen werden vom Politischen Ausschuss der IP Schweiz beurteilt.  

Das Ergebnis dieses Ermittelns findet Ausdruck in einer integralen Abstimmungsempfeh-

lung, die dann ihre gewünschte Wirkung erzielt, wenn die Leserinnen und Leser sich ani-

miert fühlen, mit ähnlichen, visionsorientierten Überlegungen zu ihrem je eigenen Ergeb-

nis zu kommen. Das Ziel einer integralen Position ist es nicht, Recht zu haben, sondern die 

Menschen zu mehr Bewusstheit zu führen.  

Die Verantwortlichen für diese Ausgabe sind: Pia Bossi, Jakob Elmer, Pascal Furrer, Urs 

Haller, Remy Holenstein, Kathrin Schelker, Yvonne Schwienbacher.  

https://integrale-politik.ch/wp-content/uploads/2019/03/Konzept_Bundesamt_20160820.pdf
https://integrale-politik.ch/wp-content/uploads/2019/03/Kurzfassung-Positionspapier-Integrale-Friedensarbeit.pdf
https://integrale-politik.ch/wp-content/uploads/2019/03/anleitung_zur_integralen_beurteilung_politischer_vorlagen.pdf

